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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit 
unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen 
zur Erhöhung der Alterseinkommen (Grundrentengesetz)

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 170. Sitzung am 2. Juli 2020 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Arbeit  

und Soziales – Drucksache 19/20711 – den von der Bundesregierung einge-

brachten

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Grundrente für langjährige 

Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurch-

schnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung 

der Alterseinkommen 

(Grundrentengesetz)

– Drucksache 19/18473 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 23.07.20 

Erster Durchgang: Drs. 85/20



 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Buchstabe e wird wie folgt gefasst: 

‚e) Nach der Angabe zu § 307d werden die folgenden Angaben eingefügt: 

„§ 307e Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung bei Rentenbeginn in 

den Jahren 1992 bis 2020 

§ 307f Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung bei Rentenbeginn vor 

dem 1. Januar 1992 

§ 307g Prüfung des Zuschlags an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung 

§ 307h Evaluierung“. ‘ 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. § 66 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 10 wird nach dem Wort „Zeit“ das Wort „und“ eingefügt. 

c) Folgende Nummer 11 wird eingefügt: 

„11. Zuschläge an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung“. 

d) Folgender Satz wird angefügt: 

„Persönliche Entgeltpunkte nach Satz 1 Nummer 11 sind für die Anwendung von 

§ 97a von den übrigen persönlichen Entgeltpunkten getrennt zu ermitteln, indem der 

Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung mit dem Zugangsfaktor 

vervielfältigt wird.“ ‘ 

c) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt: 

‚5a. In § 93 Absatz 1 werden nach dem Wort „Einkommensanrechnung“ die Wörter „nach 

§ 97 dieses Buches und nach § 65 Absatz 3 und 4 des Siebten Buches“ eingefügt.‘ 

d) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Liegen keine Festsetzungsdaten des vorvorvergangenen Kalenderjahres nach 

Satz 1 Nummer 1 vor, sind 

1. die jeweils in entsprechender Anwendung von § 18b Absatz 5 Satz 1 

Nummer 3, 6 und 8 des Vierten Buches gekürzten Renten nach § 22 Nummer 1 

Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satzteil vor Satz 2 des 

Einkommensteuergesetzes,  

2. die jeweils in entsprechender Anwendung von § 18b Absatz 5 Satz 1 

Nummer 4 des Vierten Buches gekürzten Versorgungsbezüge nach § 19 

Absatz 2 Satz 2 und nach § 22 Nummer 4 Satzteil vor Satz 2 des 

Einkommensteuergesetzes, 
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3. die in entsprechender Anwendung von § 18b Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 des 

Vierten Buches gekürzten Leistungen nach § 22 Nummer 5 Satzteil vor Satz 2 

sowie Satz 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes sowie 

4. das Einkommen nach Satz 1 Nummer 3 

des vorvergangenen Kalenderjahres zu berücksichtigen.“ 

bbb) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bei Anwendung von Satz 4 ist für Hinterbliebenenleistungen für die Bestimmung 

des maßgeblichen Kürzungsbetrages auf den Beginn der Leistung abzustellen, von 

der die Hinterbliebenenleistung abgeleitet wurde.“ 

ccc) In dem neuen Satz 7 werden nach der Angabe „2“ die Wörter „sowie den Renten 

nach den Sätzen 4 und 5“ eingefügt. 

bb) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Anrechenbar ist dasjenige Einkommen des Berechtigten und seines Ehegatten, 

das monatlich die in den Sätzen 2 bis 4 genannten, jeweils auf einen vollen Eurobetrag 

aufgerundeten Beträge übersteigt. Übersteigt das anrechenbare Einkommen des 

Berechtigten monatlich das 36,56fache des aktuellen Rentenwertes, werden 60 vom 

Hundert angerechnet, solange das anrechenbare Einkommen nicht mehr als das 46,78fache 

des aktuellen Rentenwertes beträgt. Übersteigt das anrechenbare Einkommen des 

Berechtigten das 46,78fache des aktuellen Rentenwertes, wird das diesen Betrag 

übersteigende anrechenbare Einkommen in voller Höhe angerechnet; Satz 2 bleibt 

unberührt. Ist neben dem Einkommen des Berechtigten auch Einkommen seines Ehegatten 

zu berücksichtigen, sind die Sätze 2 und 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle 

des 36,56fachen des aktuellen Rentenwertes das 57,03fache des aktuellen Rentenwertes 

und anstelle des 46,78fachen des aktuellen Rentenwertes das 67,27fache des aktuellen 

Rentenwertes tritt. Änderungen der Höhe der Beträge nach den Sätzen 2 bis 4 werden mit 

Beginn des Kalendermonats wirksam, zu dessen Beginn Einkommensänderungen nach 

Absatz 5 zu berücksichtigen sind.“ 

cc) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Ist in einer Rente ein Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung 

enthalten, sind auf den hierauf beruhenden Rentenanteil die Regelungen zu Renten und 

Hinzuverdienst sowie zur Einkommensanrechnung auf Renten wegen Todes nicht 

anzuwenden. Auf diesen Rentenanteil finden ausschließlich die Absätze 1 bis 6 

Anwendung.“ 

e) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

‚8. § 113 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 10 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 12 wird angefügt: 

„12. „ Zuschlägen an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung.“ ‘ 
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f) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

‚11. Nach § 151a werden die folgenden §§ 151b und 151c eingefügt: 

„§ 151b 

Automatisiertes Abrufverfahren beim Zuschlag an Entgeltpunkten für 

langjährige Versicherung 

(1) Zur Ermittlung und Prüfung der Anrechnung des Einkommens nach § 97a erfolgt 

der dafür notwendige Datenaustausch zwischen den Trägern der Rentenversicherung und 

den zuständigen Finanzbehörden in einem automatisierten Abrufverfahren. Die Anfrage 

der Träger der Rentenversicherung und die Antwort der zuständigen Finanzbehörde sind 

nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung über die 

Datenstelle der Rentenversicherung und über eine Koordinierende Stelle für den Abruf 

steuerlicher Daten bei der Deutschen Rentenversicherung Bund zu übermitteln. § 30 der 

Abgabenordnung steht dem Abrufverfahren nicht entgegen. § 93c der Abgabenordnung ist 

für das Verfahren nicht anzuwenden. 

(2) Die Träger der Rentenversicherung sind berechtigt, die nach § 22a Absatz 2 des 

Einkommensteuergesetzes erhobene steuerliche Identifikationsnummer nach § 139b der 

Abgabenordnung des Berechtigten für die Ermittlung des Einkommens nach § 97a zu 

nutzen. Das Bundeszentralamt für Steuern hat den Trägern der Rentenversicherung auf 

deren Anfrage die steuerliche Identifikationsnummer des Ehegatten des Berechtigten aus 

den nach § 39e Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Einkommensteuergesetzes gespeicherten 

Daten sowie dessen Geburtsdatum aus den nach § 139b der Abgabenordnung 

gespeicherten Daten über die Koordinierende Stelle zu übermitteln; die erhobenen Daten 

dürfen nur für die Ermittlung des Einkommens nach § 97a genutzt werden. 

(3) Die Träger der Rentenversicherung erheben die nach § 97a Absatz 2 Satz 1 

Nummer 1 und 2 erforderlichen und bei den Finanzbehörden vorhandenen Daten bei den 

zuständigen Finanzbehörden unter Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer des 

Berechtigten sowie seines Ehegatten. Werden von der zuständigen Finanzbehörde keine 

Daten nach § 97a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 4 Nummer 1 und 3 übermittelt, 

können die Träger der Rentenversicherung unter Angabe der steuerlichen 

Identifikationsnummer des Berechtigten sowie seines Ehegatten die für die 

Berücksichtigung nach § 97a Absatz 2 Satz 4 erforderliche Übermittlung vorhandener 

Rentenbezugsmitteilungen nach § 22a Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes bei der 

zentralen Stelle im Sinne des § 81 des Einkommensteuergesetzes anfordern. 

(4) Für das automatisierte Abrufverfahren nach den Absätzen 1 bis 3 gilt § 79 

Absatz 1, 2 bis 4 des Zehnten Buches entsprechend mit der Maßgabe, dass es einer 

Genehmigung nach § 79 Absatz 1 des Zehnten Buches nicht bedarf. 

(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt im Einvernehmen mit 

dem Bundesministerium der Finanzen den Inhalt und Aufbau der für die Durchführung 

des automatisierten Datenabrufs zu übermittelnden Datensätze. Das Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 

Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere 

bestimmen, insbesondere über
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1. die Einrichtung und

2. das Verfahren des automatisierten Abrufs. 

§ 151c 

Auskunftsrechte zur Überprüfung von Einkünften aus Kapitalvermögen beim Zuschlag 

an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung 

(1) Die Träger der Rentenversicherung können für Berechtigte, bei denen nach 

Prüfung des Einkommens nach § 97a ein Rentenanteil aus dem Zuschlag an 

Entgeltpunkten für langjährige Versicherung geleistet wird, und für deren Ehegatten im 

Wege des automatisierten Datenabgleichs bei einer durch Zufallsauswahl gewonnenen 

hinreichenden Anzahl von Fällen das Bundeszentralamt für Steuern nach § 93 Absatz 8 

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe g der Abgabenordnung ersuchen, bei Kreditinstituten die in 

§ 93b Absatz 1 und 1a der Abgabenordnung bezeichneten Daten für den Berechtigten und 

dessen Ehegatten abzurufen. § 93 Absatz 8a bis 10 und § 93b Absatz 2 bis 4 der 

Abgabenordnung gelten entsprechend. Ein Abruf nach Satz 1 ist frühestens nach Ablauf 

der in § 97a Absatz 6 Satz 2 genannten Auskunftsfrist zulässig. Die Träger der 

Rentenversicherung dürfen für einen Abruf nach Satz 1 Name, Vornamen, Geburtsdatum 

und Anschrift des Berechtigten und seines Ehegatten an das Bundeszentralamt für 

Steuern übermitteln. Das Bundeszentralamt für Steuern darf die ihm nach Satz 4 vom 

Träger der Rentenversicherung übermittelten Daten nur zur Durchführung des Abrufs 

nach Satz 1 und zum Zweck der Datenschutzkontrolle verwenden. Die Träger der 

Rentenversicherung dürfen die vom Bundeszentralamt für Steuern erhobenen Daten nur 

für die Ermittlung des Einkommens nach § 97a nutzen. Für das Verfahren nach diesem 

Absatz gilt § 79 Absatz 1, 2 bis 4 des Zehnten Buches entsprechend mit der Maßgabe, 

dass es einer Genehmigung nach § 79 Absatz 1 des Zehnten Buches nicht bedarf. 

(2) Die Träger der Rentenversicherung sind berechtigt, bei jedem im Verfahren nach 

Absatz 1 Satz 1 ermittelten Kreditinstitut die Höhe aller bei ihm in dem maßgeblichen 

Kalenderjahr erzielten, versteuerten Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 des 

Einkommensteuergesetzes von Berechtigten und deren Ehegatten zu erheben, sofern 

deren Kenntnis für die Einkommensprüfung nach § 97a zur Gewährung eines Zuschlags 

an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung erforderlich ist. Die Träger der 

Rentenversicherung dürfen hierzu Name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des 

Berechtigten und seines Ehegatten an das betroffene Kreditinstitut übermitteln. Das nach 

Satz 1 um Auskunft ersuchte Kreditinstitut ist verpflichtet, die ihm bekannten, in Satz 1 

bezeichneten Daten an den um Auskunft ersuchenden Träger der Rentenversicherung zu 

übermitteln. Der Berechtigte und sein Ehegatte sind über die Durchführung der 

Datenerhebung und deren Ergebnis zu informieren.“ ‘ 

g) Nummer 14 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Änderungsbefehl wird die Angabe „§§ 307e bis § 307g“ durch die Angabe „§§ 307e bis 

307h“ ersetzt. 

bb) § 307f wird wie folgt geändert: 

aaa) In Absatz 2 wird nach der Angabe „Satz 1“ die Angabe „Nummer 1“ eingefügt.

Drucksache 387/20- 5 -



 

 

bbb) In Absatz 4 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 

cc) Nach § 307f wird folgender § 307g eingefügt: 

„§ 307g 

Prüfung des Zuschlags an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung 

Ein Anspruch auf Prüfung des Zuschlages an Entgeltpunkten für langjährige 

Versicherung besteht nicht vor Ablauf des 31. Dezember 2022. Die Träger der 

Rentenversicherung sollen vorrangig die Ansprüche älterer Berechtigter prüfen.“ 

dd) Der bisherige § 307g wird § 307h. 

2. Artikel 5 Nummer 3 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Ist Wohngeld vor dem 1. Januar 2021 bewilligt worden und liegt mindestens ein Teil des 

Bewilligungszeitraums nach dem 31. Dezember 2020, so ist abweichend von § 41 Absatz 2 von 

Amts wegen über die Leistung des Wohngeldes für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 neu zu 

entscheiden, wenn die Wohngeldbehörde erstmals davon Kenntnis erlangt, dass die 

Voraussetzungen nach Absatz 1 oder 2 im Zeitraum ab dem 1. Januar 2021 vorliegen. Der Zeitpunkt 

der Kenntnis der Wohngeldbehörde nach Satz 1 gilt als Zeitpunkt der Antragstellung im Sinne des 

§ 24 Absatz 2. Die Entscheidung nach Satz 1 folgt der Entscheidung nach § 42c Absatz 1 nach.“ 

3. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

‚1. Dem § 22a wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die zentrale Stelle ist berechtigt, in den in § 151b Absatz 3 Satz 2 des Sechsten 

Buches Sozialgesetzbuch genannten Fällen die Rentenbezugsmitteilung an die Träger der 

gesetzlichen Rentenversicherung zu übermitteln.“ ‘ 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

‚1a. In § 39e Absatz 10 werden nach der Angabe „ab 2005“ die Wörter „und zur Ermittlung 

des Einkommens nach § 97a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ eingefügt.‘ 

c) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „144 Euro“ durch die Angabe „288 Euro“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Nummer 3 werden die Buchstaben a bis d wie folgt gefasst: 

„a) 85,84 Euro bei einem täglichen Lohnzahlungszeitraum, 

b)  600,84 Euro bei einem wöchentlichen Lohnzahlungszeitraum, 

c) 2 575 Euro bei einem monatlichen Lohnzahlungszeitraum oder 

d) 30 900 Euro bei einem jährlichen Lohnzahlungszeitraum;“. 

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „480 Euro“ durch die Angabe „960 Euro“ ersetzt.‘ 
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4. Artikel 7 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 7 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 

S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2019 (BGBl. I 

S. 2875) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 93 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe e wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Dem Buchstaben f wird das Wort „und“ angefügt. 

c) Folgender Buchstabe g wird eingefügt: 

„g) des Zuschlags an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung nach dem Sechsten 

Buch Sozialgesetzbuch“. 

2. Dem § 139b Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die in Absatz 3 Nummer 1 und 8 aufgeführten Daten werden auch zur Ermittlung des 

Einkommens nach § 97a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gespeichert und können von 

den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung zu diesem Zweck verarbeitet werden.“ ‘ 

5. Nach Artikel 7 wird folgender Artikel 7a eingefügt: 

‚Artikel 7a 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.  Dezember 

2019 (BGBl. I S. 2875) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 44 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

2. Folgende Nummer 45 wird angefügt: 

„45. die Übermittlung von Daten im Rahmen des automatisierten Datenabrufverfahrens mit 

den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung in den in § 151b Absatz 2 Satz 2 und 

§ 151c Absatz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch genannten Fällen.“ ‘ 
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